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A n s  d e r P r a x i s  —  f ü r d i e P r a x i s

Zur Anwendung des § 8 StEG
So dankbar von der Praxis die Schaffung des § 8 

StEG und die Außerkraftsetzung des § 153 StPO (a. F.) 
aufgenommen wurde, so schwierig war es auch — vor­
wiegend in der ersten Zeit sowohl für das Unter­
suchungsorgan und die Staatsanwaltschaft als auch das 
Gericht —, den Inhalt des neuen Gesetzes richtig zu 
erfassen und zu erkennen, in 'Welchen Fällen § 8 StEG 
Anwendung finden kann.

In der Einführung des § 8 StEG kommt das große 
Vertrauen zum Ausdruck, das unser Staat den Staats­
anwälten und Richtern entgegenbringt. Jeder muß sich 
bewußt sein, daß eine juristische Entscheidung zugleich 
eine politische Entscheidung ist, mit der bekundet wird, 
welche Handlung für unseren Staat, seinen sozialisti­
schen Aufbau und alle Werktätigen gefährlich ist. Die 
Entscheidungsbefugnis aller Justizfunktionäre ist damit 
in ein neues, höheres Stadium getreten.

Zweifellos ist auch die Formulierung des § 8 StEG 
„wegen ihrer Geringfügigkeit . . .“ ein Begriff, der der 
Auslegung bedarf. Entscheidend ist jedoch das Fehlen 
der Gesellschaftsgefährlichkeit. Die Mehrzahl unserer 
Werktätigen hat ein'sehr gutes Gefühl dafür, was un­
serem Staat und seinen Bürgern gefährlich ist, und vor 
ihnen muß jede Entscheidung Bestand haben. Nur der 
wird bei der Anwendung des § 8 StEG keine Fehler 
begehen, der sich nach dem fortschrittlichsten Teil 
aller Werktätigen orientiert.

Bei verschiedenen inhaltlich richtigen Entscheidun­
gen ist festzustellen, daß Einstellung nach § 8 StEG er­
folgte, ohne daß auf strafprozessuale Bestimmungen 
Bezug genommen wurde. Es soll hier noch einmal be­
tont werden, § 8 StEG ist keine prozessuale, sondern 
eine materiell-rechtliche Norm, die inhaltliche Ausge­
staltung der Eigenschaft „gesellschaftsgefährlich“ des 
Verbrechens. — Selbstverständlich wird es nach wie 
vor z. B. Einstellungen nach § 164 Abs. 1 Ziff. 1 StPO 
geben, wenn die unter Anklage gestellte Handlung 
nicht einmal alle Elemente des Verbrechens erfüllt. In 
diesen Fällen muß natürlich Einstellung erfolgen, ohne 
diese auf den Mangel der Gesellschaftsgefährlichkeit 
zu gründen, denn § 8 StEG erfordert zu seiner Anwen­
dung, daß „die Handlung . . . dem Wortlaut eines ge­
setzlichen Tatbestandes entspricht“. Hierzu ein Beispiel: 
Ein Rechtsanwalt erstattete im Aufträge seines Man­
danten B. Anzeige wegen Hausfriedensbruchs. B. hatte 
der in seinem Hause wohnenden Mieterin M. einen 
Abstellraum für ihr Fahrrad vermietet, zu dem sie nur 
durch seine Werkstatträume gelangen konnte. Nach­
dem die Mieterin kurze Zeit später einen befreundeten 
Mann bei sich aufgenommen und ihn auch polizeilich 
angemeldet hatte, verbot B. diesem, die Werkstatt zu 
betreten, als er im Auftrag seiner Bekannten das Fahr­
rad holen wollte. Das Verbot B‘s. stellt eine Beein­
trächtigung der Rechte der Mieterin dar. Die diesem 
Verbot widersprechende Handlung erfüllt nicht den 
Tatbestand des § 123 StGB, denn der Gang durch die 
Werkstatt ist nicht widerrechtlich. Die Einstellung mit 
der Begründung, die Handlung sei nicht gesellschafts­
gefährlich, würde demgegenüber besagen, daß B. das 
Verbot zu Recht ausgesprochen hat, und stünde mit 
unseren Rechtsanschauungen in Widerspruch. Auch 
wenn eine Handlung offensichtlich keine Gesellschafts­
gefährlichkeit aufweist, ist zuvor zu prüfen, ob über­
haupt der gesetzliche Tatbestand in seinen Elementen 
erfüllt ist. — Im Interesse der Erziehung der Werk­
tätigen zur Einhaltung der Gesetze ist es nicht nur von 
Bedeutung, ihnen zu erläutern, daß sie keine Straftat 
begangen haben, sondern auch, w a r u m  es keine 
Straftat ist.

Wie notwendig die genaue Tatermittlung und exakte 
Subsumierung unter das Strafgesetz ist, soll folgendes- 
Beispiel zeigen:

Gegen den 31jährigen Lehrer S. wurde ein Ermitt­
lungsverfahren wegen Vergehens nach § 271 StGB ein­
geleitet. Vor dem Standesamt hatte er bei seiner drit­
ten Eheschließung durch falsche Angaben bewirkt, daß

nur eine seiner früheren Ehen als geschlossen und 
wieder geschieden eingetragen wurde. Erst im Ermitt­
lungsverfahren erwies es sich, daß er seine im Jahre 
1948 geschlossene, und bald darauf geschiedene Ehe 
verschwiegen hatte und zum Zeitpunkt der letzten 
Eheschließung nicht in gültiger Ehe lebte. Seine An­
gaben zeitigten keine Folgen und waren nur aus Scham 
vor seinen Schwiegereltern gemacht worden.

Die unrichtigen Erklärungen waren keineswegs für 
Rechtsverhältnisse so erheblich, daß § 271 StGB in sei­
nen Elementen als erfüllt angesehen werden konnte. 
Erst wenn man diese „Erheblichkeit“ bejahen wollte, 
wäre Raum für eine Prüfung der gesellschaftlichen 
Gefährlichkeit, für deren Vorliegen der Grad der „Er­
heblichkeit für Rechtsverhältnisse“ von nicht geringer 
Bedeutung ist.

Die Zahl der durch die Staatsanwaltschaft wegen 
mangelnder Gesellschaftsgefährlichkeit zur Einstellung 
gelangenden Vorgänge ist bei einer zielstrebigen Arbeit 
des Untersuchungsorgans äußerst gering. In zweifel­
haften Fällen sollte ein Vorgang mit dem Vorschlag 
zur Anklageerhebung aber immer an die Staatsanwalt­
schaft abgegeben werden.

In einem Ermittlungsverfahren wegen unbefugten 
Gebrauchs eines Fahrrads hatte sich herausgestellt; daß 
der Täter und der Geschädigte Arbeitskollegen waren 
und sich des öfteren mit verschiedenen Dingen gegen­
seitig aushalfen. Am Tage der Tat hatte der Täter den 
Geschädigten um das Fahrrad gebeten, es jedoch von 
diesem nicht erhalten, da der Geschädigte erreichen 
wollte, daß sie gemeinsam eine „Bierreise“ unternah­
men. Sehr richtig hatte das Untersuchungsorgan die 
Gesellschaftsgefährlichkeit verneint und das Verfahren 
nach § 158 Abs. 1 Ziff. 1 StPO eingestellt. Eine gute 
Zusammenarbeit bewirkte so, daß nicht unnötige Ar­
beiten an den Staatsanwalt herangetragen wurden und 
daß vor allem das Verfahren in dem Augenblick seinen 
Abschluß fand, in dem erkennbar war, daß keine Straf­
tat vor lag. Im Interesse der Wahrung der Rechte der 
Bürger und zur Durchsetzung des Prinzips der Be­
schleunigung ist es notwendig, in jedem Stadium des 
Verfahrens gewissenhaft das Vorliegen der Voraus­
setzungen des § 8 StEG zu prüfen.

JOACHIM RYMON,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Kreises Rochlitz
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Kürzlich legte der Zentralverband den lang erwarteten 
ersten Band der neuen Textsammlung „Eisenbahnrecht“ in 
der bewährten Lose-Blatt-Form vor. Diese Form gibt die 
Möglichkeit, das Werk stets auf dem neuesten Stand zu 
halten. Die bisher im Eisenbahnrecht übliche handschrift­
liche Eintragung von Änderungen wird durch ein einfaches 
Auswechseln der Blätter ersetzt, wodurch angesichts der 
häufigen Änderungen eisenbahnrechtlicher Vorschriften 
dem Benutzer eine mühselige, mit großem Zeitaufwand 
verbundene Arbeit erspart wird. Die praktische Benutzbar­
keit der Sammlung wird durch ein umfassendes alphabe­
tisches Sachverzeichnis erhöht.

Ziel der Herausgabe dieser Sammlung ist nach dem Vor­
wort (S. 3), eine empfindliche Lücke bei der Anwendung 
des Eisenbahnrechtes in der DDR zu schließen. Der Man­
gel an geeigneten Textausgaben auf diesem Gebiete führte 
bisher häufig dazu, daß der Praktiker auf frühere Publi­
kationen, vor allem Kommentare, zurückgreifen mußte. 
Dadurch wurden — oft unbewußt — bürgerliche Rechts­
gedanken übernommen, was sich auf die Praxis hemmend 
auswirken mußte. Um diesem Mangel abzuhelfen, haben 
die Herausgeber die gewiß nicht einfache Aufgabe über­
nommen, die zersplitterten Rechtsnormen zusammenzu­
fassen und in einer unseren gesellschaftlichen Erforder­
nissen entsprechenden Systematik zu ordnen.
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